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§ 1 Gegenstand des Vertrages 1

I.  Allgemeiner Teil

§ 1 Gegenstand des Vertrages
(1) Gegenstand des Vertrages ist die Durch-

führung der von den Unfallversicherungsträ-
gern zu leistenden Heilbehandlung (§ 6). Der 
Vertrag umfasst auch die Vergütung der Ärzte, 
die Abrechnung der ärztlichen Leistungen ge-
genüber den Unfallversicherungsträgern, die 
Pflicht der Ärzte zur Dokumentation, zur Mit-
teilung von Patientendaten und zu sonstigen 
Auskünften gegenüber den Unfallversiche-
rungsträgern sowie das für die Vertragspartei-
en maßgebliche Schiedsverfahren für den Fall 
der Nichteinigung.

(2) Für die von den Unfallversicherungsträgern 
zu leistende psychotherapeutische Heilbehand-
lung gelten die Regelungen zum Psychothera-

peutenverfahren der Unfallversicherungsträger 
in der jeweils gültigen Fassung (Anhang 2 zum 
Vertrag – Psychotherapeutenverfahren). Die Ver-
gütung richtet sich nach § 51 Abs. 3. Die Regelun-
gen zur Rechnungslegung und Bezahlung nach 
§§ 64 und 65 gelten entsprechend. 

1. . . . Vertrages . . .

Nach § 34 Abs. 3 SGB VII sind die Unfallversi-
cherungsträger sowie die Kassenärztliche Bun-
desvereinigung zum Abschluss eines Vertrages 
verpflichtet. Der Vertragsinhalt wird vom Ge-
setzgeber vorgegeben, geregelt werden soll die 
Durchführung der Heilbehandlung, die Vergü-
tung der Ärzte sowie die Art und Weise der Ab-
rechnung. Es handelt sich hierbei um einen so-
genannten Normsetzungsvertrag, durch den die 

Vertrag gem. § 34 Abs. 3 SGB VII zwischen der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversicherung e.V. (DGUV), Berlin, 
der Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und 
Gartenbau als landwirtschaftliche Berufsgenossen-
schaft (SVLFG), Kassel, einerseits und der Kassenärzt-
lichen Bundesvereinigung, K.d.ö.R., (KBV) Berlin, an-
dererseits über die Durchführung der Heilbehandlung, 
die Vergütung der Ärzte sowie die Art und Weise der 
Abrechnung der ärztlichen Leistungen (Vertrag Ärzte/
Unfallversicherungsträger)  
 
Stand: 01.01.2018
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Vertrag Ärzte/Unfallversicherungsträger2

vertragsschließenden Verbände der Unfallversi-
cherungsträger und die Kassenärztliche Bundes-
vereinigung kraft gesetzlichen Auftrag für ihre 
Mitglieder unmittelbar geltendes Recht setzen 
(BSG v. 05.09.2006, B 2 U 8/05 R).

Der Vertrag ist öffentlich-rechtlicher Natur. 
Ein Vertrag wird dann als öffentlich-rechtlich be-
zeichnet, wenn der Inhalt der Vereinbarung dem 
öffentlichen Recht (hier Sozialgesetzbuch VII) zu-
geordnet werden kann. Vertragspartner sind die 
Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung e.  V. 
(DGUV) als Spitzenverband der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften und der Unfallversiche-
rungsträger der öffentlichen Hand und die Sozi-
alversicherung für Landwirtschaft, Forsten und 
Gartenbau einerseits sowie die Kassenärztliche 
Bundesvereinigung andererseits. Der Vertrag 
ist für die Vertragspartner und ihre Mitglieder 
kraft Gesetzes verbindlich. Die Kassenärztlichen 
Vereinigungen und Vertragsärzte sind über die 
gesetzlichen Bestimmungen in § 34 Abs. 3 SGB 
VII in Verbindung mit § 81 Abs. 3 SGB V an die Re-
gelungen des Vertrages gebunden. Für Ärzte, die 
nicht an der vertragsärztlichen Versorgung teil-
nehmen, ist eine vertragliche Beitrittsregelung 
in § 4 Abs. 2 vorgesehen.

Das Regelungskonzept der Normsetzung 
durch Kollektivvertrag, das seinen Ursprung im 
Vertragsarztrecht hat, rechtfertigt sich nach der 
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts aus 
den Funktionsnotwendigkeiten eines auf dem 
Sachleistungsgrundsatz aufbauenden Systems 
der medizinischen Versorgung und ist mit dem 
Grundgesetz vereinbar (BSG v. 05.09.2006, B 2 U 
8/05 R). Unproblematisch ist dabei nach Auffas-
sung des Bundessozialgerichts, dass auf Seiten 
der Unfallversicherungsträger an der Normset-
zung Verbände beteiligt sind, die nicht als Kör-
perschaften öffentlichen Rechts (wie die Kas-
senärztliche Bundesvereinigung gem. § 77 Abs. 
5 SGB V), sondern als eingetragene Vereine des 
Privatrechts organisiert sind, da die hinter dem 
Spitzenverband zusammengeschlossenen Versi-
cherungsträger körperschaftlich verfasst sind.

2. . . . von den Unfallversiche­
rungsträgern zu leistenden 
Heilbehandlung . . .

Nach den Vorschriften der Reichsversicherungs-
ordnung (§§ 547, 556 und 575) war der Unfallver-
sicherungsträger verpflichtet, die durch einen 

Arbeitsunfall hervorgerufenen Folgen „mit allen 
geeigneten Mitteln“ so schnell wie möglich zu 
beseitigen und eine Verschlimmerung der durch 
den Unfall hervorgerufenen Gesundheitsstörun-
gen zu verhüten. § 34 Abs. 1 SGB VII, der die Vor-
schriften der Reichsversicherungsordnung abge-
löst hat, bestimmt Folgendes:

„Die Unfallversicherungsträger haben alle 
Maßnahmen zu treffen, durch die eine möglichst 
frühzeitig nach dem Versicherungsfall einsetzen-
de und sachgemäße Heilbehandlung und, soweit 
erforderlich, besondere unfallmedizinische oder 
Berufskrankheiten-Behandlung gewährleistet 
wird. Sie können zu diesem Zwecke die von den 
Ärzten und Krankenhäusern zu erfüllenden Vo
raussetzungen im Hinblick auf die fachliche Befä-
higung, die sächliche und personelle Ausstattung, 
sowie die zu übernehmenden Pflichten festlegen. 
Sie können daneben nach Art und Schwere des 
Gesundheitsschadens besondere Verfahren für 
die Heilbehandlung vorsehen.“

Der rehabilitative Aspekt, der schon in der Vor-
schrift der Reichsversicherungsordnung vorhan-
den war, wird auch jetzt durch die Formulierung 
„eine möglichst frühzeitig nach dem Versiche-
rungsfall einsetzende und sachgemäße Heilbe-
handlung“ wieder betont. Die Grundsätze der 
Rechtzeitigkeit und der Auswahl aller dazu ge-
eigneten Mittel bestehen weiterhin fort. Die Un-
fallversicherungsträger können sich nach dieser 
Vorschrift nicht auf die Übernahme von Behand-
lungskosten beschränken, sie sind verpflichtet, 
nach dem Wortlaut der Vorschrift Heilbehand-
lung zu leisten, d.h. Heilbehandlung als Sach-
leistung zu gewähren. Vorschriften der gesetz-
lichen Krankenversicherung finden im System 
der Unfallversicherung nur dann Anwendung, 
wenn auf sie ausdrücklich verwiesen wird. Die 
Nichtanwendbarkeit der Vorschriften des SGB V 
hat auch Auswirkungen auf das Thema Privat-
behandlung/Kostenerstattung. Das Abkommen 
Ärzte/Unfallversicherungsträger in der bis zum 
30.04.2001 gültigen Fassung enthielt in Leitnum-
mer 17 noch eine Regelung, welchen Honoraran
spruch der Arzt hat, wenn er den Unfallverletz-
ten auf dessen Wunsch hin privat behandelt. 
Diese Regelung ist im Vertrag Ärzte/Unfallversi-
cherungsträger nicht mehr aufgenommen wor-
den, da fraglich ist, ob in Fällen privatärztlicher 
Behandlung eine Heilbehandlung nach SGB VII 
vorliegt. Der Hauptverband der gewerblichen 
Unfallversicherungsträger ( jetzt Deutsche Ge-

UV-GOAe_2A.indb   2 01.03.2018   15:31:18



§ 1 Gegenstand des Vertrages 3

setzliche Unfallversicherung – DGUV) hat hierzu 
in einem Rundschreiben an seine Mitglieder vom 
26.08.2002 die Auffassung vertreten, dass beim 
Aufsuchen eines Arztes durch einen Verletzten 
nach einem Arbeitsunfall ein Privatbehandlungs-
vertrag in der Regel nicht zustande kommt. Der 
Arzt muss davon ausgehen, dass der Verletzte 
nicht den Willen hat, einen Privatbehandlungs-
vertrag abzuschließen. Der in Anspruch genom-
mene Arzt ist gemäß § 3 des Vertrages Ärzte/
Unfallversicherungsträger verpflichtet, diesen 
Vertrag gewissenhaft zu erfüllen. Hierzu gehört 
auch die Verpflichtung, die Heilbehandlung nach 
den Regelungen des Vertrags vorzunehmen, also 
allgemeine oder besondere Heilbehandlungen 
durchzuführen. Wenn der Abschluss eines Pri-
vatbehandlungsvertrages zustande kommen 
soll, muss er in schriftlicher Form nach vorheriger 
Aufklärung über die Folgen der Abrechnung der 
Leistungen vorgenommen werden, da der Ab-
schluss eines solchen gesonderten Vertrages den 
Verzicht auf eine Sozialleistung (Heilbehand-
lung) gemäß § 46 SGB I bedeutet. Wurde wirk-
sam ein Privatbehandlungsvertrag abgeschlos-
sen, ist keine Kostenerstattung – auch nicht in 
anteiliger Höhe – möglich.

3. . . . Vergütung der Ärzte . . .

Die Vergütung für ärztliche Leistungen richtet 
sich nach einem vereinbarten Leistungs- und Ge-
bührenverzeichnis (UV-GOÄ).

Im Gebührenteil als Anlage zum Vertrag ist mit 
Ausnahme des Abschnitts B – Grundleistungen 
und allgemeine Leistungen – die Struktur der amt-
lichen Gebührenordnung (GOÄ) übernommen 
worden. Es gilt das Prinzip der Einzelleistungsver-
gütung und der Direktabrechnung. Anders als bei 
der GOÄ ist allerdings kein Steigerungssatz an-
setzbar, zudem können Leistungen, die in der UV-
GOÄ nicht enthalten sind, nicht berechnet wer-
den (Analogberechnung). Im Ausnahmefall kann 
eine Einwilligung des Unfallversicherungsträgers 
vorab eingeholt werden, um eine bestimmte Leis-
tung zu erbringen und zu berechnen.  

4. . . . Mitteilung von Patientendaten . . .

Im Zusammenhang mit der Leistungsgewährung 
durch die Unfallversicherungsträger werden Da-
ten erhoben, gespeichert und übermittelt. § 201 
SGB VII enthält hierzu die gesetzliche daten-

schutzrechtliche Grundlage. Nach § 202 SGB VII 
haben Ärzte eine Anzeigepflicht bei Verdacht auf 
Vorliegen einer Berufskrankheit. Diese Regelung 
entspricht dem bisherigen Recht gemäß Berufs-
krankheitenverordnung (§ 5 Abs. 1 BKVO), neu 
hinzugekommen ist entsprechend den Forde-
rungen des Bundesbeauftragten für den Daten-
schutz und die Informationsfreiheit nach daten-
schutzrechtlicher Transparenz die Verpflichtung 
der Ärzte, die Versicherten über den Inhalt der 
Anzeige bei Verdacht auf eine Berufskrankheit zu 
unterrichten sowie den Empfänger der Anzeige 
(in der Regel der Unfallversicherungsträger oder 
die für die medizinischen Arbeitsschutz zustän-
dige Stelle) zu nennen.

§ 203 SGB VII regelt die allgemeine Auskunfts-
pflicht von Ärzten. Auch Ärzte, die nicht an einer 
Heilbehandlung beteiligt sind, sind verpflichtet, 
dem Unfallversicherungsträger auf Verlangen 
Auskunft über die Behandlung, den Zustand so-
wie über Erkrankungen und frühere Erkrankun-
gen des Versicherten zu erteilen, soweit dies für 
die Heilbehandlung und die Erbringung sonsti-
ger Leistungen erforderlich ist. Die weiteren Ein-
zelheiten zur Datenübermittlung sind in § 5 des 
Vertrages geregelt worden, hiernach sind auch 
Psychotherapeuten, die am Psychotherapeuten-
verfahren teilnehmen, zur Auskunft verpflichtet. 

5. . . . Schiedsverfahren . . .

Die Vertragspartner haben nach dem SGB VII 
die Verpflichtung, einen Vertrag abzuschließen. 
Für den Fall, dass sich die Vertragspartner nicht 
einigen können, sieht § 34 Abs. 5 SGB VII vor, 
dass ein Schiedsamt den Vertragsinhalt festle-
gen kann. Die bisherigen Verträge gelten bis zur 
Entscheidung des Schiedsamtes vorläufig weiter. 
Diese Regelung verhindert einen vertragslosen 
Zustand. 

Hinsichtlich der Zusammensetzung des 
Schiedsamtes verweist § 34 Abs. 6 SGB VII auf 
§ 89 SGB V mit der Folge, dass die Verordnung 
über die Schiedsämter für die kassenärztli-
che Versorgung (Schiedsamtsordnung) vom 
28.05.1957 Anwendung findet. In der Schieds
amtsordnung befinden sich die Regelungen 
über die Zusammensetzung des Schiedsamtes. 
Diese gesetzlichen Bestimmungen sind in § 67 
Abs. 2 des Vertrages übernommen worden. Da-
nach besteht das Schiedsamt aus drei Vertre-
tern der Kassenärztlichen Bundesvereinigung 
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Vertrag Ärzte/Unfallversicherungsträger4

und drei Vertretern der Verbände der Unfallver-
sicherungsträger sowie einem unparteiischen 
Vorsitzenden und zwei weiteren unparteiischen 
Mitgliedern. Die Geschäftsführung für das 
Schiedsamt obliegt der Deutschen Gesetzlichen 
Unfallversicherung e.V. (DGUV).

6. . . . Psychotherapeutische 
Heilbehandlung . . .

Das Psychotherapeutenverfahren gibt es in der 
Unfallversicherung auf Grundlage von Modell-
projekten seit 01.07.2012. Es regelt, wie Versicher-
te nach Arbeitsunfällen oder bei Berufskrank-
heiten psychotherapeutisch versorgt werden. 
Es beschreibt ferner, welche Anforderungen 
ärztliche und Psychologische Psychotherapeuten 
sowie Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeu-
ten erfüllen müssen, um an dem Verfahren be-
teiligt zu werden, und welche Handlungsabläufe 
einzuhalten sind. 

Zum 01.10.2015 ist das Verfahren als Anhang 2 
in den Vertrag Ärzte/Unfallversicherungsträger 
integriert worden. Darauf haben sich die Ver-
tragspartner KBV, DGUV und die SVLFG verstän-
digt. Hierzu wurde § 1 um einen Absatz 2 ergänzt. 

Mit dieser Ergänzung stellen die Vertragspart-
ner klar, dass es sich bei dem Psychotherapeuten-
verfahren um ein eigenes Heilverfahren handelt, 
welches von der Unfallversicherung in eigener 
Kompetenz – ähnlich wie das Durchgangsarzt-
verfahren – geregelt wird. 

Damit sind die Anforderungen und Hand
lungsabläufe des Psychotherapeutenverfah-
rens nun Bestandteil des Vertrages und damit 
Voraussetzung dafür, dass ein Psychotherapeut 
im Rahmen der gesetzlichen Unfallversicherung 
tätig sein darf.

Am Psychotherapeutenverfahren werden 
psychotherapeutisch tätige Ärzte und Psycholo-
gische Psychotherapeuten sowie Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeuten beteiligt, die ge-
währleisten, dass Qualität und Wirksamkeit der 
Leistungen dem allgemein anerkannten Stand 
der psychologisch-medizinischen Erkenntnisse 
entsprechen und den wissenschaftlichen Fort-
schritt berücksichtigen; insbesondere, dass die 
angewandten Behandlungsverfahren evidenz-
basiert sind und sich an den einschlägigen Leitli-
nien der AWMF orientieren, die über die fachliche 
Befähigung und räumliche Ausstattung verfü-
gen, persönlich geeignet sind und zur Übernah-

me von Pflichten im unfallmedizinischen Verfah-
ren wie z. B. Dokumentationsarbeiten bereit sind. 
Die Beteiligung am Psychotherapeutenverfahren 
erfolgt auf Antrag durch öffentlich-rechtlichen 
Vertrag nach § 53 SGB X mit dem zuständigen 
Landesverband der DGUV.

Die Einbindung von Psychotherapeuten in das 
Heilverfahren der gesetzlichen Unfallversiche-
rung wird regelmäßig durch den Durchgangsarzt 
oder den Unfallversicherungsträger veranlasst. 
In diesen Fällen gilt die Behandlung mit bis zu 
fünf probatorischen Sitzungen – zunächst unab-
hängig von der Kausalität der psychischen Symp-
tomatik – als genehmigt.

Die Vertragspartner haben zudem § 51 „Leis-
tungsverzeichnis und Vergütungsregelung“ um 
einen Absatz 3 ergänzt. Er regelt, wie die Ho-
norierung der am Psychotherapeutenverfahren 
Beteiligten erfolgt. Demnach ist die Ständige 
Gebührenkommission nach § 52 Vertrag Ärzte/
Unfallversicherungsträger zuständig, die Unter-
teilung in diesem Bereich festzulegen. Die Abrech-
nung der Leistungen gegenüber dem zuständigen  
Unfallversicherungsträger erfolgt nach den Rege-
lungen über die Rechnungslegung und Bezahlung 
gem. §§ 64 und 65 dieses Vertrages.

§ 2 Gewährleistung
Die Kassenärztliche Bundesvereinigung und 

die Kassenärztlichen Vereinigungen überneh-
men gegenüber den Unfallversicherungsträ-
gern und deren Verbänden die Gewähr dafür, 
dass die Durchführung der Heilbehandlung 
den gesetzlichen und vertraglichen Erforder-
nissen entspricht.

1. . . . übernehmen . . . Gewähr . . .

Nach § 2 des Vertrages übernehmen die Kas-
senärztliche Bundesvereinigung und die Kas-
senärztlichen Vereinigungen gegenüber den 
Unfallversicherern die Gewähr dafür, dass die 
Durchführung der allgemeinen Heilbehandlung 
den gesetzlichen und vertraglichen Erfordernis-
sen entspricht.

Im System der gesetzlichen Krankenversiche-
rung bedeutet der Gewährleistungsauftrag die 
Pflicht der Überwachung der ordnungsgemäßen 
Leistungserbringung, der Abrechnung und des 
allgemeinen Verhaltens der Vertragsärzte. 
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Gegenüber der Unfallversicherung gewähr-
leisten die Kassenärztliche Bundesvereinigung 
sowie die Kassenärztlichen Vereinigungen und 
deren Mitglieder, die Ärzte, die Erfüllung der aus 
dem Vertrag erwachsenden Verpflichtungen, ins-
besondere eine ordnungsgemäße Behandlung 
und eine korrekte Durchführung der Berichts- 
und Begutachtungspflichten.

Dem Gewährleistungsauftrag steht der Si-
cherstellungsauftrag der Unfallversicherungs-
träger gegenüber. Nach SGB VII sind die Unfall-
versicherungsträger verpflichtet, eine schnelle 
und sachgemäße Heilbehandlung der Unfallver-
letzten zu leisten.

Aufgrund der gesetzlichen Vorschriften liegt 
somit der Sicherstellungsauftrag für die Durch-
führung der Heilbehandlung beim Unfallver-
sicherungsträger und geht nicht, wie in der 
vertragsärztlichen Versorgung, auf die Kassen
ärztlichen Vereinigungen über. Damit bleibt der 
Unfallversicherungsträger Herr des Verfahrens, 
kann dieses jederzeit an sich ziehen und in des-
sen Verlauf eingreifen.

§ 3 Erfüllung des Vertrages
(1) Die Vertragspartner und ihre Mitglieder 

sind verpflichtet, diesen Vertrag gewissenhaft 
zu erfüllen.

(2) Streitigkeiten über Auslegung und 
Durchführung des Vertrages sind in den dafür 
vorgesehenen Verfahren (§§ 52 und 66) aus-
zutragen. Sie berechtigen nicht dazu, die Er-
füllung der übrigen vertraglichen Pflichten zu 
verzögern oder zu verweigern.

1. . . . Mitglieder . . .

Mitglieder auf Seiten des Vertragspartners 
Kassenärztliche Bundesvereinigung und Kassen
ärztliche  Vereinigungen sind die Ärzte und die 
ärztlich geleiteten Einrichtungen, die an der ver-
tragsärztlichen Versorgung teilnehmen. Ärzte, 
die nicht an der vertragsärztlichen Versorgung 
teilnehmen, sind keine „Mitglieder“ der Vertrags-
partner und können nur unter besonderen Bedin-
gungen gemäß § 4 an diesem Vertrag teilnehmen.

Vertragspartner auf Seiten der Unfallversiche-
rungsträger sind die Deutsche Gesetzliche Unfall-
versicherung als Spitzenverband der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften und der Spitzenverband 

der landwirtschaftlichen Sozialversicherung (LSV-
SpV) seit 2013 Sozialversicherung für Landwirt-
schaft, Forsten und Gartenbau (SVLFG). Der Spitzen-
verband Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung 
ist ein eingetragener Verein, dessen Mitglieder die 
gewerblichen Berufsgenossenschaften und die 
Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand 
sind. Die gewerblichen Berufsgenossenschaften 
sind branchenspezifisch tätig z. B. Berufsgenossen-
schaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspfle-
ge. Die Unfallversicherungsträger der öffentlichen 
Hand sind in Unfallkassen und Gemeindeunfallver-
sicherungsverbände sowie Feuerwehr-Unfallkas-
sen untergliedert. (Die beigefügte CD-ROM enthält 
ein Verzeichnis der Unfallversicherungsträger.)

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung 
e.V. (DGUV) hat folgende regionale Untergliede-
rungen:

–– Landesverband West, zuständig für Nord-
rhein-Westfalen

–– Landesverband Nordost, zuständig für Meck-
lenburg-Vorpommern, Brandenburg und Berlin

–– Landesverband Mitte, zuständig für Hessen, 
Rheinland-Pfalz und Thüringen

–– Landesverband Südwest, zuständig für Ba-
den-Württemberg und Saarland

–– Landesverband Südost, zuständig für Bayern 
und Sachsen

–– Landesverband Nordwest, zuständig für 
Schleswig-Holstein, Hamburg, Bremen, Nie-
dersachsen und Sachsen-Anhalt

2. . . . Streitigkeiten . . .

Trotz der im Vertrag getroffenen Regelungen 
kann es im Einzelfall zu Meinungsverschie-
denheiten kommen. Ein Arzt wendet sich bei 
Meinungsverschiedenheiten mit einem Un-
fallversicherungsträger zunächst an die für ihn 
zuständige Kassenärztliche Vereinigung. Diese 
wird versuchen, mit dem zuständigen Landes-
verband einen Ausgleich zu finden. Sollte eine 
Einigung nicht gelingen oder sollten grundsätzli-
che Fragen zur Klärung anstehen, ist hierfür nach 
§ 66 eine Schlichtungsstelle zuständig.

Die Schlichtungsstellen klären einvernehmlich 
Fragen, die sich aus der Auslegung des Vertrages 
ergeben – soweit nicht die Ständige Gebühren-
kommission zuständig ist. Die Ständige Gebüh-
renkommission wird bei leistungsrechtlichen 
Fragen und bei der Weiterentwicklung des Leis-
tungs- und Gebührenverzeichnisses gem. § 52 des 
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Vertrages tätig. Die Schlichtungsstelle wird sich 
bemühen, einen Ausgleich der verschiedenen In-
teressen zu finden. Sollte dies nicht möglich sein, 
ist die Schlichtungsstelle gehalten, die Partner des 
Vertrages zu informieren, damit eine Regelung 
getroffen werden kann. Auch während des Ver-
fahrens vor der Schlichtungsstelle haben die Be-
teiligten ihre vertraglichen Pflichten zu erfüllen. 
Sie dürfen diese nicht verzögern oder im Hinblick 
auf die Streitigkeit verweigern. Da in § 201 ff. SGB 
VII die Auskunftserteilung gesetzlich geregelt 
wird, kann eine Meinungsverschiedenheit mit 
dem Unfallversicherungsträger nicht dazu führen, 
dass die dort genannten Pflichten verzögert oder 
verweigert werden. Durch § 3 Abs. 2 wird das auch 
für die Pflichten vereinbart, die sich nicht aus dem 
Gesetz, sondern aus dem Vertrag selbst ergeben.

Für die Durchführung des Vertrages ist es von 
Bedeutung, dass trotz bestehender Meinungs-
verschiedenheiten die gesetzlich vorgeschriebe-
nen oder die im Vertrag festgelegten Pflichten 
und Aufgaben durch den Vertragsarzt erfüllt 
werden, verstößt er dagegen, kann er disziplinar-
rechtlich von seiner KV belangt werden.

Zudem haben Ärzte die Möglichkeit, sich an 
eine Clearingstelle zu wenden. Clearingstellen 
sind auf freiwilliger Basis zur einvernehmlichen 
Klärung und Beilegung etwaiger Differenzen 
zwischen Ärztinnen und Ärzten aus den un-
fallchirurgischen und orthopädischen Fachge-
bieten sowie den Unfallversicherungsträgern, 
die sich aus der Abrechnung ärztlicher Leistun-
gen ergeben, entstanden. Clearingstellen wer-
den aus Vertreterinnen und Vertretern der Ärzte-
schaft und der Unfallversicherungsträger sowie 
einer Vertreterin oder einem Vertreter eines Lan-
desverbandes gebildet. Die Einzelheiten sind in 
einer Verfahrensordnung der Clearingstelle für 
Gebührenfragen geregelt worden. 

Der Rechtsweg an die zuständigen Sozialge-
richte kann weiterhin beschritten werden, wenn 
eine Partei mit der Klärung der Angelegenheit 
nicht einverstanden ist.

§ 4 Beteiligung am Vertrag
(1) An den Vertrag sind alle Ärzte gebunden, 

die an der vertragsärztlichen Versorgung teil-
nehmen oder von den Unfallversicherungsträ-
gern beteiligt sind. Ärzte, die nicht nach Abs. 1 
beteiligt sind, können auf Antrag am Vertrag 
beteiligt werden. 

(2) Der Antrag ist an den zuständigen Lan-
desverband der DGUV zu richten. Dieser ent-
scheidet im Einvernehmen mit der zuständi-
gen Kassenärztlichen Vereinigung.

(3) Bei wiederholten oder schwerwiegenden 
Verstößen gegen vertragliche Pflichten kann 
der Arzt im Einvernehmen mit der zuständigen 
Kassenärztlichen Vereinigung durch den Lan-
desverband der DGUV von der Beteiligung an 
diesem Vertrag ausgeschlossen werden.

1. . . . alle Ärzte gebunden . . .

Nach § 34 Abs. 3 SGB VII schließen die Verbände 
der Unfallversicherungsträger sowie die Kas-
senärztliche Bundesvereinigung mit Wirkung 
für ihre Mitglieder Verträge über die Durchfüh-
rung der Heilbehandlung. Damit erstreckt sich 
die Bindungswirkung dieses Vertrages auf alle 
Ärzte, die an der vertragsärztlichen Versorgung 
teilnehmen. Dies sind Vertragsärzte und die zur 
Teilnahme an der vertragsärztlichen Versorgung 
ermächtigten Krankenhausärzte, ärztlich ge-
leitete Einrichtungen und medizinische Versor-
gungszentren (MVZ) gem. § 95 ff. SGB V. 

Einer persönlichen Erklärung zur Teilnahme 
an diesem Vertrag bedarf es nicht. Die Mitglied-
schaft in einer Kassenärztlichen Vereinigung 
oder die Ermächtigung zur Teilnahme an der 
vertragsärztlichen Versorgung verpflichtet die 
Ärzte, die im Vertrag definierten Aufgaben im 
Rahmen der allgemeinen Heilbehandlung zu 
übernehmen und die damit verbundenen Ver-
pflichtungen zu erfüllen.

Auszug aus den Arbeitshinweisen der 
Unfallversicherungsträger zu § 4
Nach § 12 können bestimmte Ärzte andere Fachärzte 
hinzuziehen. Die Hinzuziehung erfolgt auf der Grund-
lage des Vertrages, so dass auch der hinzugezogene Arzt 
für diesen Einzelfall im Rahmen des Vertrages tätig wird. 
Mit der Übernahme des Behandlungsauftrages über-
nimmt er konkludent die Rechte und Pflichten aus dem 
Ärztevertrag und hat damit auch einen Vergütungsan-
spruch gegenüber dem UV-Träger nach der UV-GOÄ 

2. . . . von den Unfallversicherungs­
trägern beteiligt werden . . .

Gemäß § 34 SGB VII sind die Unfallversiche-
rungsträger verpflichtet, alle Maßnahmen zu 
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treffen, durch die eine sachgemäße Heilbehand-
lung und – soweit erforderlich – besondere un-
fallmedizinische Behandlung oder Berufskrank-
heitenbehandlung gewährleistet wird. Die dazu 
notwendigen Voraussetzungen können die Un-
fallversicherungsträger festlegen und besondere 
Verfahren für die Heilbehandlung  vorsehen (Jung 
in Eichenhofer/Wenner Kommentar SGB VII § 34 
Rn. 7 ff.). Besondere Verfahren sind das Durch-
gangsarztverfahren (D-Arzt-Verfahren), das Ver-
letzungsartenverfahren und das Schwerstverlet-
zungsartenverfahren. Ein weiteres Heilverfahren 
ist das Psychotherapeutenverfahren. Seit Juli 
2015 besteht zudem die Möglichkeit, im Rah-
men eines dreijährigen Projektes die Tätigkeit 
als Mannschaftsarzt im Mannschaftsarztver-
fahren – M-Arzt-Verfahren – der VBG Hamburg 
aufzunehmen. Bei der VBG sind alle Sportvereine 
versichert. Vereine sollen damit die Möglichkeit 
haben, auch nach Ende des H-Arzt-Verfahrens 
weiter mit ihren Sportmedizinern und bisheri-
gen H-Ärzten zusammenarbeiten zu können. Da 
H-Ärzte im bestimmten Umfang von der Vorstel-
lungspflicht beim Durchgangsarzt befreit waren 
sowie ermächtigt waren, Heil- und Hilfsmittel 
zu verordnen, wären mit dem Auslaufen des 
H-Arzt-Verfahrens diese Befugnisse ab 01.01.2016 
entfallen. Die Teilnahme am Durchgangsarztver-
fahren kam nicht für alle der bisherigen H-Ärz-
te infrage, sodass die Zusammenarbeit hätte 
beendet werden müssen. Durch die Teilnahme 
am M-Arzt-Verfahren können sportmedizinisch 
erfahrene Ärzte weiterhin Heilverfahren nach 
Unfallverletzungen durchführen und sind zur 
Umsetzung präventiver Maßnahmen im versi-
cherten Mannschaftssport berechtigt. Die An-
träge und die Voraussetzungen erhalten die in-
teressierten Ärzte auf der Internetseite der VBG 
Hamburg unter www.vbg.de .

Durchgangsärzte, welche die Anforderungen 
der Unfallversicherung erfüllen, werden von 
den Landesverbänden der DGUV beteiligt. Die 
Zuständigkeit der Landesverbände ergibt sich 
nach Auffassung des Bundessozialgerichts aus 
§ 34 Abs.  2 SGB VII in Verbindung mit dem Ver-
trag Ärzte/Unfallversicherungsträger (BSG v. 
05.09.2006, B 2 U 8/05 R).

3. . . . auf Antrag beteiligt . . .

Ärzte, die z.  B. aufgrund gesperrter Planungs-
bereiche nach der Bedarfsplanungs-Richtlinie 

des Gemeinsamen Bundesausschusses an der 
vertragsärztlichen Versorgung nicht teilnehmen 
können oder wollen, können auf Antrag in den 
Versorgungsbereich des Vertrages mit den Un-
fallversicherungsträgern einbezogen werden. 
Dieser Antrag ist an den zuständigen Landesver-
band der DGUV zu richten. Dieser entscheidet im 
Einvernehmen mit der zuständigen Kassenärztli-
chen Vereinigung.

4. . . . wiederholten oder schwer­
wiegenden Verstößen ausge­
schlossen werden . . .

Die Unfallversicherungsträger können Ärzte von 
der Teilnahme an dem Vertrag ausschließen. 
Damit besteht die Möglichkeit, bei wiederhol-
ten oder schwerwiegenden Verstößen gegen 
vertragliche Pflichten gegen einen Arzt vorzu-
gehen. Zwar kann ein Arzt vom Durchgangsarzt-
verfahren bei Verstoß gegen die dort geregelten 
Pflichten von der besonderen Heilbehandlung 
ausgeschlossen werden. Der Ausschluss von der 
Teilnahme an der allgemeinen Heilbehandlung 
ist aber nur zulässig, wenn das Vertrauensver-
hältnis durch Fehlverhalten massiv gestört ist. 
Wiederholte Verstöße gegen vertragliche Pflich-
ten, nicht ordnungsgemäße Abrechnung, Verstö-
ße gegen Mitteilungspflichten nach § 201 ff. SGB 
VII sowie wiederholte Nichtbeachtung der ver-
traglichen Vorstellungspflichten können zu ei-
nem Ausschlussverfahren führen, das jedoch bei 
der allgemeinen Heilbehandlung nur im Einver-
nehmen mit der Kassenärztlichen Vereinigung 
durchgeführt werden kann. Der Widerruf von der 
Beteiligung an der besonderen Heilbehandlung 
erfolgt dagegen allein durch den Unfallversiche-
rungsträger, der den Arzt auf Antrag durch Ver-
waltungsakt beteiligt hat.

§ 5 Datenerhebung und 
-verarbeitung durch Ärzte 
und Psychotherapeuten; 
Auskunftspflicht

(1) Ärzte sowie Psychologische Psychothera-
peuten und Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeuten, die an einer Heilbehandlung nach 
§ 34 SGB VII beteiligt sind, erheben, speichern 
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